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Das Moskauer Menschenrechtszentrum Memorial hat in Zusammenarbeit mit der Usbekischen Menschenrechtsgesellschaft (OPChU) eine Rundschau über die Menschenrechtslage in Usbekistan im November 2002 erstellt 

1. Politische Prozesse 

Zum Thema politische Prozesse heißt es, diese hätten zwar abgenommen, unter den GUS-Staaten nehme Usbekistan jedoch eine führende Stellung ein, was die Zahl politischer Prozesse und politischer Gefangener angehe. 

"Ein breites internationales Echo löste die Verhängung der Todesstrafe gegen den 28-jährigen Iskandar Khudayberganov am 28. November durch das Stadtgericht Taschkent aus. Er war aufgrund von zehn Artikeln des Strafgesetzbuchs angeklagt, darunter wegen Mordes, Terrorismus, Söldnertums, Bildung einer kriminellen Vereinigung, Raubüberfalls und (versuchten) Anschlags auf die verfassungsmäßige Ordnung etc. Khudayberganov war im Jahr 2001 in Tadschikistan verhaftet und am 5. Februar 2002 an Usbekistan ausgeliefert worden. In Taschkent wurde er im Gebäude des Innenministeriums mit Elektroschocks gefoltert, später wurde er dem Geheimdienst SNB übergeben, der die Folterungen fortführte. Die Behörden beschuldigten Khudayberganov der Zugehörigkeit zur Islamischen Bewegung Usbekistans, der Absolvierung einer Kampfausbildung in terroristischen Lagern in Tadschikistan und Tschetschenien, der Teilnahme an den bewaffneten Zusammenstößen in Batken im Jahre 1999, der Vorbereitung terroristischer Aktionen und der Durchführung von Raubüberfällen in Taschkent. Der Angeklagte selbst erklärte, dass er sich keines der ihm zur Last gelegten Verbrechen schuldig gemacht habe, dass er im Februar 1999 nach Tadschikistan geflohen war, weil er befürchtete, Opfer der Massenrepression zu werden. Das Gericht, das am 26. August die Verhandlung eröffnete, ignorierte die Angaben Khudayberganovs, dass sein im Ermittlungsverfahren abgelegtes Geständnis unter dem physischen und psychischen Druck der Mitarbeiter des Geheimdienstes zustande gekommen sei. Seine Unschuld bestätigten auch die fünf Mitangeklagten Khudayberganovs: Orifjon Kadyrov, Asatulla Abdullaev, Abdunabi Sharifov, Bekzod Kasymbekov und Nosirkhon Khakimov, die zu Freiheitsstrafen von 6-16 Jahren in einem Haftlager strengen Regimes verurteilt wurden. 

Laut einer Mitteilung aus der Stadt Andischan endete am 22. November der seit 26. Juli andauernde Prozess gegen vier Mitglieder der Hizb-ut-Tahrir vor dem Provinzgericht Andischan. Die Vier, Khakimjon Nazarov, Ilomjon Mirzaev, Rafukjon Shirmatov und Nabiulla Ziyatdinov, die im April - Mai 2002 verhaftet wurden, wurden des Anschlags auf die verfassungsmäßige Ordnung, der Verbreitung von Materialien, die die gesellschaftliche Sicherheit bedrohen, und der Beteiligung an extremistischen, religiösen Organisationen für schuldig befunden. Das Gericht verurteilte sie zu 10 Jahren Gefängnis in einer Strafkolonie schweren Regimes. 

Am 30. November verurteilte das Bezirksgericht Khujayliy der Republik Karakalpakistan den Vorsitzenden der karakalpakistanischen Filiale von OPChU, Tursinbay Utamuratov, zu 9 Jahren Gefängnis. Er wurde der Steuerhinterziehung, des Betrugs, de Amtsanmaßung, der Urkundenfälschung, des Widerstands gegen die Staatsgewalt und der leichten Körperverletzung für schuldig befunden. 

Vertreter der OPChU halten diese Anklage für fabriziert. Utamuratov war ein ehemaliger Mitarbeiter der Bezirksverwaltung, war nach eigener Überzeugung schon früher einmal zu Unrecht verurteilt worden, befasste sich mit der Verteidigung der Rechte von Unternehmern, nahm als Verteidiger an Gerichtsverhandlungen teil und vertrat die Interessen von Personen, deren Rechte von Staatsorganen verletzt wurden. Am 4. September wurde er verhaftet. Das Gerichtsverfahren begann am 17. November, wurde jedoch sofort vertagt, möglicherweise, weil Mitarbeiter der US-Botschaft planten, der Gerichtsverhandlung an besagtem Tag beizuwohnen. 

Am 26. November fand vor dem Bezirksgericht Akmal-Ikromov in Taschkent eine Verhandlung gegen den 26-jährigen Marat Mudarisov statt, einem Aktivisten der religiösen Gemeinschaft der "Zeugen Jehovas". Er wurde nach Artikel 156 Abs. 1 (Anstachelung zu religiöser Feindseligkeit) zu 3 Jahren Gefängnis auf Bewährung verurteilt. Der ethnische Tatare Mudarisov ist der erste Vertreter einer nicht-islamischen Religionsgemeinschaft, der nach diesem Artikel des Strafgesetzbuchs verurteilt wurde. Er war am 19. Juli 2002 nach seiner Vorladung zur Bezirksabteilung des Geheimdienstes SNB verhaftet worden. Bei der Durchsuchung seines Hauses wurden Flugblätter auf usbekischer Sprache gefunden, die laut einem Gutachten zur Anstachelung von Feindschaft zwischen den Religionen geeignet seien. Der Verurteilte gibt an, dass er nicht gut genug Usbekisch könne. Bis zum 22. November wurde Mudarisov im Isolationsuntersuchungsgefängnis festgehalten. Als das am 16. November eröffnete Gerichtsverfahren jedoch die Aufmerksamkeit internationaler Organisationen und ausländischer Botschaften auf sich zog, wurde der Angeklagte unter der Bedingung auf freien Fuß gesetzt, das Land nicht zu verlassen. Mudarisovs Anwalt gibt an, dass in Buchara und Nawoi zwei weitere Prozesse gegen Zeugen Jehovas vorbereitet würden. Die Behörden werfen ihnen missionarische Tätigkeit vor, was als Verstoß gegen die Gesetze über religiöse Organisationen (Art. 216-2 Abs. 2 StGB) gewertet wird. Derzeit sind die Zeugen Jehovas nur in zwei Städten registriert - in Ferghana und in Tschirtschik, in anderen Regionen weigern sich die Behörden, ihre Existenz anzuerkennen (allein in Taschkent werden rund 3500 Zeugen Jehovas gezählt). 

Im November bestätigte der Oberste Gerichtshof der Republik Usbekistan ohne Änderungen das Urteil, das am 10. Oktober vom Bezirksgericht Fayzulla Khujaev der Stadt Buchara gegen I. Khojaev und F. Baratov verhängt wurde. Beide Verurteilte waren im Mai 2002 im Taschkent beim Versuch verhaftet worden, mit dem Zug nach Russland auszureisen. Sie wurden der Mitgliedsschaft in der Hizb-ut-Tahrir sowie der Beteiligung an den bewaffneten Zusammenstößen in der Provinz Surkhandaryo im Jahr 2000 beschuldigt. Khojaev und Baratov wurden zu 10 Jahren Freiheitsentzug in einer Strafkolonie strengen Regimes verurteilt. 

Nach Angaben von Korrespondenten des Informationsnetzes befasste sich das Provinzgericht Kashkadaryo im Kassationsverfahren mit dem Urteil, das am 16. September vom Bezirksgericht Nishon (Prov. Kashkadaryo) gegen die drei OPChU-Mitglieder Jura Muradov, Musulmonkul Khamraev und Norpulat Rajapov verhängt worden war. Diese drei Einwohner des Bezirks Nishon waren des Rowdytums, des Raubs, der Gewaltandrohung und der vorsätzlichen Beschädigung von Eigentum beschuldigt und zu 5 bis 6 Jahren Freiheitsentzug in einer Strafkolonie normalen Regimes verurteilt worden. Das Strafverfahren war im Zusammenhang mit einem Vorfall vom Februar 2002 eingeleitet worden, als in einer Kolchose arbeitende Frauen vom Vorsitzenden des Betriebs die Begleichung der mehrmonatlichen Lohnrückstände forderten. Die Angeklagten gaben an, dass sie selbst an diesem Vorfall nicht beteiligt gewesen seien und die Frauen auch keine Gewalttaten verübt hätten. Die Führung der OPChU-Filiale von Kashkadaryo, der die Angeklagten im Mai 2002 beitraten, geht davon aus, dass das Strafverfahren die Antwort der Lokalbehörden auf eine von den Angeklagten geführte Untersuchung wegen Unterschlagung von Getreide darstellen. In diese Unterschlagung waren lokale Amtsträger verwickelt. Nach der Verhandlung des Kassationsantrags reduzierte das Provinzgericht die Haftdauer für die Menschenrechtler auf ein halbes Jahr. 

2. Verhaftungen 

(...) 

Der aus der Provinz Andischan stammende Mannopjon Rakhmatullaev, der am 2. Oktober 2002 in der Stadt Marx (Prov. Saratov, Russische Föderation) verhaftet worden war, wird weiter in Haft gehalten. Dieser usbekische Staatsbürger, der in der städtischen Moschee von Marx das Amt eines Imams (Vorbeters) ausübt, lebte seit 1996 dauerhaft auf dem Territorium dieser Provinz. Rakhmatullaev wurde auf Ersuchen der usbekischen Rechtsschutzorgane verhaftet, die ihn des illegalen Grenzübertritts beschuldigten (dies während seiner Pilgerfahrt nach Mekka in Saudi-Arabien im November 1992, die ohne Genehmigung der Behörden erfolgt sei). Am 26. November stufte das Provinzgericht Saratov die Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft der Russischen Föderation, ihn nach Usbekistan auszuliefern, als rechtswidrig ein und beschloss seine Haftentlassung. Direkt nach der Freilassung wurde Rakhmatullaev jedoch noch im Gerichtsgebäude wieder verhaftet. Im neuen Ersuchen werden die usbekischen Behörden dem Imam einen "Anschlag auf die verfassungsmäßige Ordnung der Republik Usbekistan" vor. 

3. Freilassungen 

Am 16. November kam der bekannte islamische Aktivist Umarkhon Buzrukkhonov (geb. 1955) frei, der bis zu seiner Verhaftung am 9. November 1993 in der wichtigsten Versammlungs-Moschee von Namangan, der Makhdum-Ishan-Moschee, die Funktion eines Imam-Khotib (Prediger) ausübte. Buzrukkhanov wurde formal zwar wegen wirtschaftlicher Delikte angeklagt, de facto war er aber eines der ersten Opfer der Regierungskampagne zur Bekämpfung des politischen Islams. Während seiner Haftzeit wurde er noch mehrmals wegen fabrizierter Vorwürfe wegen Verletzung des Haftregimes u.a. verurteilt. Er wurde in der Strafkolonie KIN-1 (Bezirk Zangiatin, Provinz Tasckent) in Haft gehalten, wo er an Pleuritis (Rippenfellentzündung) erkrankte. 

(...) 

Mit Verspätung wurde die Freilassung des 34-jährigen Einwohners von Namangan, Mukhammadjon Nizomboev, aus der Strafkolonie KIN-18 (Sangorod, Taschkent) bekannt. Nizomboev war im März 1992 im Rahmen der Kampagne zur Zerschlagung der der Bewegung "Islom Lashkarlari" (Soldaten des Islam) und "Adolat" (Gerechtigkeit) verhaftet worden. Bei seiner Verhaftung gab er sich als Tohir Yuldashev aus (AdÜ: dieser wird von den usbekischen Behörden als einer der Hauptdrahtzieher islamistischer Anschläge dargestellt). Noch im selben Jahr wurde er zu 7 Jahren Freiheitsentzug verurteilt, im November 1999 zusätzlich zu 3,5 Jahren Haft. Nizomboev verbüßte seine Strafe in den Kolonien KIN-61, KIN-29 und KIN-1, wo er regelmäßig gefoltert und geschlagen wurde. Während der Haft erkrankte Nizomboev an Pleuritis (Rippenfellentzündung) und einer schweren Form der Tuberkulose und wurde als Invalide der 1. Klasse eingestuft. 

4. Schließung von Moscheen und Kirchen, Auflösung von Gebetszusammenkünften 

Im November 2002 wurde in der Stadt Nawoi eine Versammlung einer christlichen Gemeinde, die dem Internationalen Bund evangelisch-christlicher Baptisten angehört, von Mitarbeitern der Miliz aufgelöst. Die Gemeinden dieses Bundes sind in der Regel sehr klein, sind aber in vielen großen Städten Usbekistans aktiv und lehnen eine Registrierung aufgrund ihrer Überzeugung ab. An der von der Miliz aufgebrochenen Versammlung, die in der Wohnung von Nikolay Nikulin abgehalten wurde, nahmen sieben Personen teil. Bei der Durchsuchung der Wohnung wurde religiöse Literatur beschlagnahmt. Wie der Mitarbeiter der Abteilung zur Bekämpfung des Banditentums Major S. Mukhammeddinov, der die Durchsuchung ausführte, erklärte, wird diese Literatur "zur Erstellung eines Gutachtens übersandt und möglicherweise vernichtet". Am 19. November wurde Nikulin zu zehn Tagen Verwaltungsarrest verurteilt. 

5. Verfolgung von Menschenrechtlern und Journalisten 

Am 23. November wurde der Journalist und OPChU-Mitglied Olim Toshev aus der Stadt Karschi zwangsweise in der Städtischen Narkologischen Station untergebracht. 

Toshev, in der Vergangenheit Korrespondent der Zeitungen "Posbon" (von der Innenbehörde der Provinz herausgegeben) und "Adolat Kuchi" (von der Staatsanwaltschaft der Provinz herausgegeben), ist bekannt für seine Kritik an den örtlichen Behörden. 

Wenige Zeit nach seiner Entlassung aus der Redaktion von "Adolat Kuchi" am 1. Oktober wandte er sich mit einem offenen Brief an den Innenminister Usbekistans, in dem er Fakten der Korruption von Mitarbeitern der Rechtsschutzorgane der Provinz Kashkadaryo anführte. Am 26. Oktober veröffentlichte die landesweite Zeitung "Khalk Suzi" seinen Artikel über das unrechtmäßige Tun von Amtsträgern der Provinzverwaltung von "Agroservice", und am 1. November erschien in der lokalen Zeitung "Mohiyat" ein Artikel Toshevs unter der Überschrift "Verwaltung unerfreulicher Angelegenheiten", in dem er die Tätigkeit der Inneren Behörde der Provinz der Kritik unterzog. 

Eine Sonderkommission des Innenministeriums überprüfte die in Toshevs Brief angeführten Fakten einen Monat lang. Am 12. November fand unter Beteiligung der Mitglieder dieser Kommission eine gemeinsame Versammlung der Offiziere der Innenverwaltung der Provinz Kashkadaryo statt, auf der Toshev der Verleumdung beschuldigt wurde. Auf der Versammlung wurde gleichzeitig bekannt gegeben, dass Toshev wieder seine Arbeit in der Redaktion der Zeitung "Posbon" antreten könne, aus der er einige (?) Monate zuvor entlassen worden war. 

Nachdem die Kommission ihre Arbeit beendet hatte, wurde der Journalist am 23. November von Milizangehörigen unter dem Vorwand der in der Stadt massiv geführten Kampagne zur Aufdeckung von Alkoholikern in der Nähe seiner Wohnung festgenommen. Von der Milizwache wurde er in die Narkologische Station überstellt, die sich außerhalb der Stadtgrenzen befindet. 

Die Verwaltung der Station (Oberarzt Kodir Khudoynazarov) benachrichtigte die Familie des Gefangenen nicht über das, was vorgefallen war. Erst am 27. November erfuhren die Angehörigen von Toshevs Aufenthaltsort, am 28. November wurde er dank der Unterstützung lokaler Menschenrechtler freigelassen. 

In Andischan wird der Leiter der Provinzfiliale von OPChU Saidjakhonon Zaynabitdinov ständig beschattet. Am 28. November, als der Sonderberichterstatter der UN-Menschenrechtskommission zum Thema Folter die Stadt besuchte, wurde das Telefon im Haus des Menschenrechtlers abgeschaltet. Ein analoges Abschalten des Telefons fand am 2. Oktober schon einmal statt, als der/die Botschafter/in Großbritanniens nach Andischan kam. Man kann davon ausgehen, dass die Behörden in beiden Fällen versuchen wollten, Treffen des Menschenrechtlers mit ausländischen Besuchern zu unterbinden. 

(...) 

Am 28. November wurde in Taschkent der Beschluss gefällt, die Menschenrechtlerin Yelena Urlaeva um einen weiteren Monat in einer psychiatrischen Klinik festzuhalten. Yelena Urlaeva ist bekannt für ihre extravaganten Formen im Kampf für die Menschenrechte. Sie wird seit dem 27. August zwangsweise in einer psychiatrischen Klinik festgehalten. Sie war damals bei der Durchführung einer Straßen-Protestaktion festgenommen worden. 

6. Vorfälle an der Grenze 

(...) 

7. Mahnwachen, Demonstrationen, Kundgebungen, Massenproteste 

(...) 

In der ersten Tageshälfte des 11. November 2002 betraten rund 60 Angehörige politischer Gefangener, darunter 12 Frauen aus der Siedlung Nazarbek in der Nähe der Hauptstadt, das Gebäude der Gefängnishauptverwaltung (GUIN) in Taschkent und verlangten ein Treffen mit dem Direktor der Gefängnishauptverwaltung, um ein Ende der Folterungen und eine Verbesserung der Haftbedingungen der politischen Gefangenen durchzusetzen. Der stellvertretende Direktor der GUIN, Herr Shodiev, forderte Milizangehörige des Bezirks Khamza an. Die Versammelten erklärten jedoch, dass sie zu einer Besprechung mit dem Direktor der GUIN gekommen seien. So musste Shodiev der Reihe nach 15 Beschwerdeführerinnen empfangen, die ihm vorwarfen, seine Versprechungen nicht einzuhalten, die er nach einer analogen Aktion am 30. Oktober gegeben hatte. Shodiev versprach erneut, persönlich die Lager zu besuchen, insbesondere im Westen Usbekistans, und Maßnahmen zur Verbesserung der Haftbedingungen in diesen Strafkolonien zu ergreifen sowie Mitarbeiter der Strafeinrichtungen zu bestrafen, die die Gefangenen demütigend und erniedrigend behandeln. Die Frauen versprachen ihrerseits, auch in Zukunft derartige Aktionen durchzuführen, wenn sich die Lage in den Strafeinrichtungen nicht bessere. 


(...) 

8. Folter und Todesfälle politischer Häftlinge in Strafvollzugseinrichtungen 

Im November wure im Bezirk Gizhduvan (Provinz Buchara) den Angehörigen der Leichnam des islamischen Aktivisten Uktam Amonov (geb. 1966) übergeben, der in der Strafkolonie KIN-18 (Sangorod, Stadt Taschkent) verschied. Im Februar 2000 war Amonov wegen staatsfeindlicher Aktivitäten verurteilt worden. Nach der offiziellen Version hat der Gefangene Selbstmord durch Erhängen verübt. 

Allerding berichtete Amonov einen Monat vor seinem Tod seinen Angehörigen, die ihn besuchten, dass die Verwaltung gegen ihn eine Hetze veranstalte. Laut Augenzeugenberichten waren am Leichnam Spuren von Schlägen zu sehen. Das Begräbnis fand unter Aufsicht der Miliz statt, die forderte, die Zeremonie binnen zwei Stunden abzuschließen. 

Am 2. Oktober erteilte G. Isroilov, der Leiter der Strafkolonie KIN-1 (Bezirk Zangiatin, Provinz Taschkent) Anweisung, das die politischen Gefangenen Ibrohim Ishmanov, Inomjon Mavlankulov, Mansur Boboev, Ilhom Taymanov u.a. im internen Rundfunk der Anstalt auftreten und Texte vorlesen sollten, die zuvor von der Lagerverwaltung vorbereitet worden waren. Einem Brief der Gefangenen zufolge war in diesen Texten von guten Haftbedingungen in der Strafkolonie die Rede; auch kamen darin Vorstellungen zum Ausdruck, die für das religiöse Empfinden von Moslems beleidigend seien. Die politischen Gefangenen weigerten sich, der Aufforderung der Verwaltung nachzukommen. 

Darauf wies der Leiter der Strafkolonie seine Mitarbeiter Rafik Abdullaev, Zakir Ashirkulov, Danil Bakhtiozin, Usmon Ibragimov und Shuhrat Khujaev an, die "Verweigerer" täglich zu schlagen. Hierauf wurden die oben genannten Gefangenen jeden Tag brutal verprügelt, wobei ihnen medizinische Hilfe vorenthalten wurde. 

Mit größerer Verzögerung erreichte uns die Nachricht, das Gefangene der Strafkolonie KIN-47 (Kiziltepa, Provinz Nawoi) in Haft gefoltert werden. Ende Juli 2002 wurden die politischen Gefangenen Sobir Khasanov (geb. 1962), Sotvoldi Khasanov (geb. 1967), Abduvohid Kodirov (geb. 1974) und Kadir Safiev (geb. 1975) brutal geschlagen, weil sie sich weigerten, ihrer Überzeugung abzuschwören. Laut Angaben aus der Strafkolonie schlagen die Aufseher unter Führung des Offiziers Bokhodir Elibaev die Gefangenen mit Gummiknüppeln nicht selten auf die Fersen, in den Nacken und auf den Rücken. 

Viele politische Gefangene verbringen einen beträchtlichen Teil der Zeit im Strafisolator. 

9. Verteilen von Flugblättern 

Wie aus Karschi gemeldet wird, fand am 1. November im südlichen Teil der Stadt eine massiv Flugblattverteilungsaktion von Hizb-ut-Tahrir statt. Die Parteimitglieder machten sich den Umstand zunutze, dass die Hauptkräfte der Polizeibehörde und des Geheimdienstes der Provinz ins Bezirkszentrum Shahrisabz verlegt worden waren, wo die 2700-Jahres-Feiern der Stadt stattfanden. Nach vorliegenden Informationen verlief die Suche nach den 
Verteilern erfolglos. 

10. Veröffentlichungen in der usbekischen Presse 

(...) 
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